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Corona als Brennglas

Dass die Demokratie 
nicht in bester Ver-
fassung ist, weder 

als politische Regierungs- 
noch als gesellschaftliche 
Lebensform, dürfte mitt-
lerweile kein Geheimnis 
mehr sein. Gerade in 
Deutschland ist für die 
soziale Akzeptanz demo-
kratischer Verfahren und 
Verhältnisse deren Out-
put entscheidend – also 
das, »was hinten raus-
kommt«, wie es ein frü-
herer Bundeskanzler in 
unnachahmlicher Volks-
nähe auszudrücken 
pflegte. Um eben diesen 
Output aber ist es derzeit nicht gut bestellt. »Die 
Politik«, so heißt es gern, liefert nicht und das 
im Grunde schon seit Längerem nicht mehr. Ein 
politisch-soziales System aber, das von seiner 
formalen und materiellen Leistungsfähigkeit lebt, 
die gefragten Leistungen aber nicht zuverlässig 
erbringen kann, hat ein Problem. Möglicher-
weise sogar ein existenzielles.

Die sogenannte »Coronakrise« – nur die 
vorläufig letzte in einer ganzen Reihe von 
Erschütterungen der Demokratie in den vergan-
genen Jahren – zeigt die Leistungsgrenzen des 
demokratischen Kapitalismus in seiner spät-
industriellen Spielart schonungslos auf. Und 
auch wenn Deutschlands fleißig selbst genähr-
ter Nimbus als Gründlichkeitsweltmeister bereits 
gründlich erschüttert ist – in Sachen Delegiti-
mierung der Demokratie zeigt sich das Land 
derzeit überaus effektiv. 

Ganz offensichtlich ist das auf der formalen 
Ebene politischer Prozeduren: Die Steuerungs-
fähigkeit oder vielmehr -unfähigkeit des bundes-
deutschen Mehrebenensystems politischer Ent-
scheidungsfindung ist bemerkenswert, dem viel 
gelobten Föderalismus stellt das kollektive Krisen-
management von Bund und Ländern ein be-
eindruckendes Armutszeugnis aus. Schon weil 
es eben kein kollektives ist. Von dem verfas-
sungspolitisch intendierten Schutzwall gegen 
ein hierarchisch-autoritäres »Durchregieren« 
von oben ist das föderale System zu einem 
 institutionellen Garanten organisierter Unver­
antwortlichkeit geworden. Das liegt nicht nur 
an der politikwissenschaftlich wohlbekannten 
»Politikverflechtungsfalle«, also dem von den 

Gründungsvätern durch- 
aus gewollten Sachver-
halt, dass die Exekutiv-
gewalten auf den unter-
schiedlichen territorialen 
Ebenen sich wechsel-
seitig in Schach halten 
und letztlich die kleinere 
Einheit das regeln möge, 
was sie auch am sach-
gemäßesten regeln kann. 
Womit die Konstrukteure 
des Nachkriegsföderalis-
mus allerdings nicht ge- 
rechnet hatten, war der 
inzwischen geradezu 
identitäre Züge anneh-
mende Exekutivpartiku-
larismus selbst von poli-

tischen Kunstgebilden wie (Pardon!) »Rhein- 
land­Pfalz« oder »Sachsen­Anhalt«. Und wohl 
noch weniger mit der weitgehend ungebrems-
ten Geltungskonkurrenz von nicht nur politik-
strukturell getriebenen, sondern zudem noch 
persönlichkeitsstrukturell entfesselten Landes-
fürstendarstellern, die im wahrsten Sinne par 
ordre du mufti heute Baumärkte (Blumenläden, 
Nagelstudios und so weiter) schließen lassen, 
um morgen deren Wiedereröffnung zu dekre-
tieren. Und ewig schweigen die Parlamente.

Dass das deutsche Bund-Länder-Politik-
wesen in der Pandemie ein tödliches Gebräu 
sein kann und auch tatsächlich ist, lässt allerdings 
jede ironisierende Rede deplatziert erscheinen. 
Wenn man unter Demokratie nicht nur ein 
 System politisch vermittelter Normsetzung ver-
steht, sondern sie ganz konkret als politische 
Ermöglichungsstruktur der allgemeinen und 
gleichen Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger 
an den gesellschaftlichen Funktions- und Leis-
tungssystemen versteht, wird erst recht deut-
lich, was an der real existierenden Demokratie 
nicht stimmt. Denn ihr Output in diesem Sinne 
ist nicht anders als skandalös zu nennen. Und 
auch dies wird mit COVID-19 offenkundiger 
denn je: Die Wahrscheinlichkeit einer Infektion, 
das Risiko schwerer Krankheitsverläufe, die 
Betroffenheit von den gesamtwirtschaftlichen 
Folgen der Pandemie beziehungsweise von den 
Einhegungsmaßnahmen der Pandemiepolitik – 
all das ist in unserer demokratischen Gesell-
schaft zutiefst sozial strukturiert.

Sprich: ungleich verteilt. Ein Jahr »Corona-
krise« bringt die ehernen Gesetze des demokra-

Der  
Lockdown  

der  
Demokratie

Die Pandemie setzt  

einer ohnehin  

geschwächten Patientin  

weiter zu 

von Stephan Lessenich

Was macht die Pandemie  
mit unserer Gesellschaft?  
Wie wirkt sich Corona auf  
die Demokratie aus? Auf das 
Generationenverhältnis und 
die Umweltzerstörung?  
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tisch-kapitalistischen Wohlfahrtsstaats, nament-
lich in seiner deutschen Prägung, ins Bewusstsein: 
Wer arm ist, lebt kürzer, hat nachweislich auch 
eine niedrigere »gesunde Lebenserwartung«, 
geringere Bildungschancen, ein hohes Risiko der 
»Vererbung« selbiger an die nächste Familien-
generation, die ihrerseits schon bei Geburt nicht 
nur ökonomisch, sondern sozial und geradezu 
vital benachteiligt ist. Genau das aber ist nicht 
bloß ein sozialstatistisches Faktum, das man 
womöglich auch noch verhaltensökonomisch 
den Betroffenen selbst in die Schuhe schieben 
könnte. Nein: Es ist ein systemisches Problem der 
systematisch ungleichen Gewährleistung von (im 
Wortsinne) Lebens-Chancen und damit wahr-
haftig ein politisch-demokratischer Skandal.

Angesichts dieser gesellschaftlichen Kons-
tellation einer strukturellen Output-Krise der 
Demokratie im sogenannten Wohlfahrtskapita-
lismus wenden sich nicht nur wirre Geister oder 
faschistoide Strippenzieher, sondern womöglich 
auch Teile der als sozialer Stabilitätsanker viel 
beschworenen »Mitte« von »der Politik« ab – 
was ja nichts anderes heißt als: von der demo-
kratischen Idee der kollektiven Gestaltbarkeit 
der Gesellschaft. Die gewollt oder ungewollt 
antidemokratischen Praktiken, die in diesem 
Abwendungsprozess grassieren, bewegen sich 
zwischen Apathie und Aggression, zwischen 
Distanznahme und Destruktionsimpuls. Wäh-
rend die einen meinen, dass »die da oben« 
ihnen nichts mehr zu sagen haben und von 
ihnen schon gar nichts mehr hören wollen, 
machen die, die es können, einfach ihr indivi-
duelles, familiengemeinschaftliches oder milieu-
exklusives Ding. Die einen gehen auf Corona-
demos, die anderen fliegen bei erstbester 
Gelegenheit rasch mal nach Mallorca, die Dritten 
arbeiten im Homeschooling an der Bildungsren-
dite ihres ohnehin schon privilegierten Nach-
wuchses, die Vierten sehen zu, dass sie irgend-
wie über die Runden kommen. Und sie alle sind 
vereint im inneren Abschied von der Demokratie 
nicht nur als politischer Institutionenordnung, 
sondern als gesellschaftlicher Lebensform.

Was wäre dem entgegenzusetzen? Mehr 
Output wagen? Auf die klassische Weise der 
ökonomisch-materiellen Stabilisierung der Ver-
hältnisse im vermeintlich »goldenen Zeitalter« 
der Demokratie, damals in den 1970er Jahren 
(oder waren es die 1960er?), wird dies zukünf-
tig nicht mehr möglich sein oder jedenfalls nur 
um den Preis verheerender sozialökologischer 
Effekte hier wie (einstweilen vor allem noch) 
anderswo. Verbietet sich also die althergebrachte 
Tonnenideologie (nach dem Motto »viel hilft 
viel«) demokratischen Outputs heute – eigent-
lich – von alleine, dann ist ab jetzt nicht mehr, 
sondern ein anderer Output gefragt: eine wirk-
lich grundlegende politische Institutionenreform 

auf der formalen, eine massive Umverteilung 
sozioökonomischer Ressourcen zugunsten der 
lebenschancenarmen Klassen auf der materialen 
Seite.

Vor allen Dingen aber bräuchte es, und zwar 
faktisch als strukturelle Voraussetzung für einen 
anderen Output der Demokratie, erstens mehr 
und zweitens einen anderen demokratischen 
Input. Dabei geht es keineswegs nur – aber  
doch auch – um eine höhere Wahlbeteiligung 
der »niederen Stände«, also darum, die wahl-
politische und damit auch diskursive Dominanz 
der (oberen) Mittelklassen wenn nicht zu 
 brechen, so doch zumindest zu erschüttern. Es 
geht darüber hinaus um andere Formen der 
politischen Beteiligung und Mitbestimmung, 
um eine Demokratisierung der Demokratie. In 
diese Richtung weist etwa die Idee der Instituti-
onalisierung einer »Konsultative« als (je nach 
Zählung) vierter oder fünfter Gewalt oder auch 
jene von gesellschaftlichen Transformations-
räten, die global denkend lokal handeln und 
beispielsweise die Frage zum Thema machen, 
wie das Risiko eines pan-
demischen Dauer zustands 
durch die Etablierung ver-
än derter gesellschaft licher 
Naturverhältnisse reduziert 
werden kann. 

Wie immer man die 
neuen Organisationsfor-
men einer demokratisier-
ten Demokratie aber auch 
benennen mag: Die politi-
sche Suche nach ihnen 
sendet das gesellschaftli-
che Signal aus, dass es so 
wie jetzt jedenfalls nicht 
weitergeht. Oder genauer: 
»Das geht auf keinen Fall 
so weiter, wenn es so wei-
tergeht.« (Erich Kästner 
1932) Die Ausgangssperre 
für demokratische Prakti-
ken und utopische Ideen 
endlich auf heben: Das ist 
das gesellschaftspolitische 
Gebot in Zeiten der Pan-
demie. 
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